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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die neue CD-ROM, Stand 1. Juli 2009, ist ab Mitte August erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: http://sgv.im.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 26 vom 10. November 2009530

20340

Gesetz
zur Änderung des Landesdisziplinarrechts

Vom 27. Oktober 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Änderung des Landesdisziplinarrechts

Artikel 1
Änderung des Landesdisziplinargesetzes

Das Landesdisziplinargesetz vom 16. November 2004 
(GV. NRW. S. 624) wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   Die Angabe zu Teil 2 § 9 „Sachlicher Geltungs-
bereich“ wird durch „Zurückstufung“ ersetzt.

 b)   Die Angabe zu Teil 3 Kapitel 5 wird wie folgt ge-
fasst:

  „Kapitel 5
  Widerspruchsverfahren
  – aufgehoben –“.

 c)   Die Angabe zu Teil 3 Kapitel 6 wird wie folgt ge-
fasst:

  „Kapitel 6
   Vertreterin oder Vertreter des öffentlichen Inter-

esses in Disziplinarsachen
– aufgehoben –“.

 d)   In der Angabe zu Teil 4 Kapitel 6 § 74 werden die 
Wörter „und erstattungsfähige Kosten“ angefügt.

 e)   Die Angabe zu Teil 4 Kapitel 6 § 75 „Erstattungs-
fähige Kosten“ wird durch „Gerichtskosten“ er-
setzt.

 2.  Nach § 1 Absatz 2 wird Absatz 3 neu eingefügt:

  „(3) Die Wahl der Beamtenbeisitzer und Beamten-
beisitzerinnen zu den Kammern und Senaten für 
Disziplinarsachen, die über Beamtinnen und Beamte 
im Sinne des § 1 des Bundesdisziplinargesetzes zu 
entscheiden haben, bestimmt sich in Ausführung des 
§ 47 Abs. 3 des Bundesdisziplinargesetzes nach den 
Sätzen 2 bis 4 des § 46 Abs. 3.“

 3.  In § 2 wird Absatz 3 wie folgt gefasst:

  „(3) Für Beamte, die Wehrdienst im Rahmen einer 
Wehrübung, einer Übung, einer besonderen Aus-
landsverwendung, einer Hilfeleistung im Innern oder 
einer Hilfeleistung im Ausland leisten, gilt dieses 
Gesetz auch wegen solcher Dienstvergehen, die wäh-
rend des Wehrdienstes begangen wurden, wenn das 
Verhalten sowohl soldatenrechtlich als auch beam-
tenrechtlich ein Dienstvergehen darstellt.“

 4.  § 4 Absatz 2 wird wie folgt neugefasst:

  „(2) Ermittlungen sind in der Regel von Beamtinnen 
und Beamten durchzuführen. Für die Durchführung 
von Ermittlungen sind sie im Hauptamt soweit zu 
entlasten, dass die Ermittlungen ohne Verzögerun-
gen geführt werden können.“

 5.  § 14 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „oder eine 
Zurückstufung“ gestrichen.

 6.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 4 werden nach dem Wort „Einleitung“ 
die Wörter „und jede Ausdehnung“ eingefügt.

 b)   In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „, des Wi-
derspruchsverfahrens“ gestrichen.

 7.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung:

   „(1) Ein Verweis darf nach zwei Jahren, eine 
Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge und 
eine Kürzung des Ruhegehalts dürfen nach drei 
Jahren und eine Zurückstufung darf nach sieben 

Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und 
bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr 
berücksichtigt werden (Verwertungsverbot).“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 erhält folgende Fassung:

     „Eintragungen in der Personalakte über Ver-
weis, Geldbuße, Kürzung der Dienstbezüge 
und Kürzung des Ruhegehalts sind ein-
schließlich der über diese Disziplinarmaß-
nahmen entstandenen Vorgänge mit Eintritt 
des Verwertungsverbotes von Amts wegen zu 
entfernen und zu vernichten.“

  bb)  Satz 2 erhält folgende Fassung:

     „Das Rubrum und der Tenor einer abschlie-
ßenden gerichtlichen Entscheidung, mit der 
auf eine Zurückstufung erkannt wurde, ver-
bleiben in der Personalakte.“

  cc)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

     „Dabei sind die Bezeichnung weiterer Betei-
ligter und der Bevollmächtigten, die Namen 
der Richter sowie die Kostenentscheidung 
unkenntlich zu machen.“

  dd)   Im bisherigen Satz 4 werden die Wörter 
„Sätze 3 und 4“ durch die Wörter „Sätze 4 
und 5“ ersetzt.

  ee)  Der bisherige Satz 5 wird wie folgt geändert:

     Vor dem Komma werden die Wörter „oder 
verbleiben Rubrum und Tenor einer abschlie-
ßenden gerichtlichen Entscheidung gemäß 
Satz 2 in der Personalakte“ eingefügt.

 c)  Absatz 5 erhält folgende Fassung:

   „(5) Auf die Entfernung und Vernichtung von 
Disziplinarvorgängen, die zu einer missbilligen-
den Äußerung geführt haben, fi ndet § 89 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und 3 des Landesbeamtenge-
setzes NRW Anwendung; die Frist beginnt mit 
der Bekanntgabe der missbilligenden Äußerung.“

 8.  § 17 wird wie folgt geändert:

 a)  § 17 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Ist zu erwarten, dass nach den §§ 14, 15 eine 
Disziplinarmaßnahme nicht in Betracht kommt, 
wird ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet.“

 b)  In § 17 Absatz 5 wird folgender Satz 3 angefügt:

   „Abweichend von Satz 1 und 2 bestimmt sich die 
dienstvorgesetzte Stelle für die Beamtinnen und 
Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
der anderen Dienstherren unter der Aufsicht des 
Landes und für die Ruhestandsbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamten nach den besonderen Be-
stimmungen in Teil 6.“

 9.   In § 19 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „oder ei-
nes Widerspruchsbescheids nach § 41 Abs. 1“ gestri-
chen.

10.  § 32 wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: „§ 17 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt.“

 b)   Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 einge-
fügt:

   „(4) Für die in Absatz 1 bis 3 genannten Maß-
nahmen sind in den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden und bei den anderen Dienstherren 
 unter der Aufsicht des Landes die nach den be-
sonderen Bestimmungen in Teil 6 bestimmten 
dienstvorgesetzten Stellen zuständig. § 17 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 sowie § 81 bleiben unberührt.“

 c)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

11.  § 33 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Ab-
berufung endet“ gestrichen und durch die Wörter 
„Entfernung endet und die Beamtin oder der Be-
amte keine Versorgung aus einem anderen Beam-
tenverhältnis erhält“ ersetzt.
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 b)  Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt neugefasst:

   „Ungeachtet der Einstellung können die höhere 
dienstvorgesetzte Stelle oder die oberste Dienst-
behörde wegen desselben Sachverhalts eine Ver-
fügung nach Absatz 1 oder Absatz 2 oder § 34 er-
lassen oder Disziplinarklage nach § 35 erheben.“

12.   In § 35 Absatz 2 werden die Wörter „§ 79 Abs. 2“ 
durch die Wörter „§ 79 Abs. 2 und 3“ ersetzt.

13.   In § 38 werden Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 wie 
folgt geändert:

  Die Wörter „Die nach § 32 zuständige Stelle“ wer-
den durch die Wörter „Die für die Erhebung der 
Disziplinarklage zuständige Behörde“ ersetzt und 
nach den Wörtern „ eine Entlassung nach“ werden 
die Wörter „§ 5 Abs. 3 in Verbindung mit“ einge-
fügt.

14.  § 40 wird wie folgt geändert:

 a)   In § 40 Absatz 1 Nummer 1 wird nach den Wör-
tern „erkannt worden“ die Angabe eingefügt 
„oder eine Entlassung nach § 5 Abs. 3 Satz 2 die-
ses Gesetzes in Verbindung mit §§ 23 Abs. 3 Nr. 1 
und Abs. 4 des Beamtenstatusgesetzes – Be-
amtStG erfolgt“.

 b)   In Absatz 1 Nummer 3 und 4 wird jeweils das 
Wort „Dienst“ durch das Wort „Beamtenverhält-
nis“ ersetzt.

 c)   In Absatz 1 Nummer 4 werden die Wörter „oder 
Abberufung“ gestrichen und die Wörter „die 
nach § 32 zuständige Stelle“ ersetzt durch die 
Wörter „die für die Erhebung der Disziplinarkla-
ge zuständige Stelle“.

 d)   In Absatz 2 werden die Wörter „die nach § 32 zu-
ständige Stelle“ ersetzt durch die Wörter „die für 
die Erhebung der Disziplinarklage zuständige 
Stelle“.

15.  Die §§ 41 bis 44 werden aufgehoben.

16.   In § 46 Absatz 3 wird folgender Satz 4 neu einge-
fügt:

  „Für Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 1 
Abs. 3 wird das Vorschlagsrecht von den obersten 
Bundesbehörden und den Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften und Berufsverbände der Beamtin-
nen und Beamten ausgeübt.“

17.  § 47 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen 
Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden (§ 84 
Verwaltungsgerichtsordnung) wirkt die Beam-
tenbeisitzerin oder der Beamtenbeisitzer nicht 
mit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag.“

 b)   Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 neu ein-
gefügt:

   „(3) Weist die Rechtssache besondere Schwierig-
keiten tatsächlicher oder rechtlicher Art auf, 
kann die Fachkammer nach Anhörung der Betei-
ligten beschließen, dass abweichend von Absatz 2 
auch bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen 
Verhandlung die Beamtenbeisitzerin oder der Be-
amtenbeisitzer mitwirkt.“

 c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

18.  § 50 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  In Nummer 3 wird das Wort „oder“ am Ende durch 
ein Komma ersetzt, in Nummer 4 wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „oder“ ersetzt, und folgende 
Nummer 5 wird angefügt

  „5. die Voraussetzungen für das Amt des Beamten-
beisitzers nach § 46 Abs. 3 Satz 1 von Anfang an 
nicht vorlagen.“

19.   In § 51 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „und 3“ 
durch die Wörter „Satz 1 und Abs. 4“ ersetzt.

20.   In § 58 Satz 2 werden die Wörter „sowie die Vertre-
terin oder der Vertreter des öffentlichen Interesses 
in Disziplinarsachen“ gestrichen.

21.  § 63 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

  „(4) Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüsse 
des Verwaltungsgerichts über eine Aussetzung gilt 
§ 146 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung ent-
sprechend.“

22.  § 64 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden nach den Wörtern „von dem“ 
die Wörter „Verwaltungsgericht oder dem“ ein-
gefügt.

 b)  Angefügt wird folgender Satz 2:

   „Die §§ 124, 124 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung sind anzuwenden.“

23.   In § 73 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 54“ 
durch die Wörter „§ 29“ ersetzt.

24.  § 74 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 74
 Kostentragungspfl icht und erstattungsfähige Kosten

  (1) Für die Kostentragungspfl icht der Beteiligten 
und die Erstattungsfähigkeit der Kosten gelten die 
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung 
ent sprechend, sofern sich aus den nachfolgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt.

  (2) Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens 
eines Dienstvergehens aufgehoben, können die Kos-
ten ganz oder teilweise der Beamtin oder dem Beam-
ten auferlegt werden.

  (3) In Verfahren über den Antrag auf gerichtliche 
Fristsetzung (§ 62) hat das Gericht zugleich mit der 
Entscheidung über den Fristsetzungsantrag über die 
Kosten des Verfahrens zu befi nden.

  (4) Kosten im Sinne dieser Vorschrift sind auch die 
Kosten des behördlichen Disziplinarverfahrens.“

25.  § 75 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 75
 Gerichtskosten

  In gerichtlichen Disziplinarverfahren werden Ge-
bühren nach dem Gebührenverzeichnis der Anlage 
zu diesem Gesetz erhoben. Im Übrigen sind die für 
die Kosten in Verfahren vor den Gerichten der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit geltenden Vorschriften des 
Gerichtskostengesetzes entsprechend anwendbar.“

26.  § 77 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 4 Satz 2 werden nach den Wörtern „aus 
dem Beamtenverhältnis“ die Wörter „oder der Aber-
kennung des Ruhegehalts“ eingefügt.

27.   In § 78 Absatz 2 werden die Wörter „§ 53 Abs. 2“ 
durch die Wörter „§ 30 Abs. 2“ ersetzt.

28.  § 79 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 79
 Beamtinnen und Beamte kommunaler Dienstherren

  (1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Haupt-
verwaltungsbeamte einer Gemeinde oder eines Ge-
meindeverbandes ist dienstvorgesetzte Stelle der ihr 
oder ihm nachgeordneten Beamtinnen und Beamten. 
Für die Hauptverwaltungsbeamtinnen und Haupt-
verwaltungsbeamten und die Kreisausschussmitglie-
der gilt die Aufsichtsbehörde als dienstvorgesetzte 
Stelle.

  (2) Als höhere dienstvorgesetzte Stelle der in Absatz 
1 Satz 1 genannten nachgeordneten Beamtinnen und 
Beamten gilt die Aufsichtsbehörde. Als höhere 
dienstvorgesetzte Stelle der in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Beamtinnen und Beamten gilt die obere 
Aufsichtsbehörde.

  (3) Als oberste Dienstbehörde für alle Beamtinnen 
und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de gilt das Innenministerium; abweichend davon 
tritt an die Stelle der obersten Dienstbehörde in den 
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Fällen der §§ 33 Abs. 2 Nr. 4 und 76 Abs. 3 Halbsatz 
2 sowie Abs. 4 Satz 4 die dienstvorgesetzte Stelle.“

29.  In § 81 wird Satz 4 wie folgt neu gefasst:

  „Für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
kommunaler Dienstherren werden die Disziplinar-
befugnisse durch die zum Zeitpunkt des Eintritts in 
den Ruhestand zuständige dienstvorgesetzte Stelle 
ausgeübt; entsprechendes gilt für die Ausübung der 
Befugnisse der höheren dienstvorgesetzten Stelle 
und der obersten Dienstbehörde.“

30.  § 82 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Förmliche Disziplinarverfahren werden nach 
dem zur Zeit ihrer Einleitung geltenden Recht 
fortgeführt.“

 b)  Absatz 10 wird neu angefügt:

   „(10) § 14 Abs. 1 Nr. 2 ist in der bisher geltenden 
Fassung anzuwenden, wenn das Dienstvergehen 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ände-
rungsgesetzes vollendet war.“

 c)  Absatz 11 wird neu angefügt:

   „(11) Gebühren nach § 75 Satz 1 werden nur für 
die nach dem 31. Dezember 2009 anhängig wer-
denden gerichtlichen Verfahren erhoben. Dies 
gilt nicht für Verfahren über ein Rechtsmittel, 
das nach dem 31. Dezember 2009 eingelegt wor-
den ist.“

31.   In § 84 wird die Zahl „2009“ durch die Zahl „2014“ 
ersetzt.

32.  Dem Gesetz wird folgende Anlage angefügt:
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„Anlage (zu § 75)

Gebührenverzeichnis

Gliederung

Abschnitt 1 Klageverfahren erster Instanz

Abschnitt 2 Zulassung und Durchführung der  Berufung

Abschnitt 3 Revision

Abschnitt 4 Besondere Verfahren

Abschnitt 5 Rüge wegen Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör

Abschnitt 6 Beschwerde

Nr. Gebührentatbestand Gebührenbetrag 
oder Satz der je-
weiligen Gebühr 

Vorbemerkung:

Das Verfahren über den Antrag auf Wiederaufnahme gilt als neuer Rechtszug.

Abschnitt 1
Klageverfahren erster Instanz

Verfahren über eine Disziplinarklage mit dem Antrag auf

10 –  Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 360,00 €

11 – Aberkennung des Ruhegehalts 360,00 €

12 – Zurückstufung 240,00 €

Verfahren über die Klage gegen eine Disziplinarverfügung, in der als Disziplinarmaß-
nahme ausgesprochen worden ist

13 – Kürzung der Dienstbezüge 180,00 €

14 – Kürzung des Ruhegehalts 180,00 €

15 – Geldbuße 120,00 €

16 – Verweis  60,00 €

17 Verfahren über die Klage gegen eine Disziplinarverfügung, wenn nur eine Kosten-
entscheidung in der Disziplinarverfügung angegriffen wird, oder gegen eine Einstellungs-
verfügung (§ 33 LDG NRW)  60,00 €

18 Beendigung des gesamten Verfahrens durch

1. Zurücknahme der Klage

 a)  vor dem Schluss der münd lichen Verhandlung oder

 b)  wenn eine solche nicht stattfi ndet, vor Ablauf des Tages, an dem die Entscheidung in 
der Hauptsache der Geschäftsstelle übermittelt wird,

oder

2.  Erledigungserklärungen, wenn keine Entscheidung über die Kosten ergehtoder die 
Entscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Beteiligten über die Kostentra-
gung oder der Kostenübernahmeerklärung eines Beteiligten folgt:

Die Gebühren 10 bis 17 ermäßigen sich auf 0,5

Die Gebühr ermäßigt sich auch, wenn mehrere Ermäßigungstatbestände erfüllt sind.

Abschnitt 2
Zulassung und Durchführung der Berufung

20 Verfahren über die Zulassung der Berufung:

Soweit der Antrag abgelehnt wird 1,0

21 Verfahren über die Zulassung der Berufung:

Soweit der Antrag zurückgenommen oder das Verfahren durch anderweitige Erledigung 
beendet wird 0,5

Die Gebühr entsteht nicht, soweit die Berufung zugelassen wird.

22 Verfahren über die Berufung im Allgemeinen 1,5
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Nr. Gebührentatbestand Gebührenbetrag 
oder Satz der je-
weiligen Gebühr 

23 Beendigung des gesamten Verfahrens durch Zurücknahme der Berufung oder der Klage, 
bevor die Schrift zur Begründung der Berufung bei Gericht eingegangen ist:

Die Gebühr 22 ermäßigt sich auf 0,5

Erledigungserklärungen stehen der Zurücknahme gleich, wenn keine Entscheidung über 
die Kosten ergeht oder die Entscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Beteiligten 
über die Kostentragung oder der Kostenübernahmeerklärung eines Beteiligten folgt.

24 Beendigung des gesamten Verfahrens, wenn nicht Nummer 23 erfüllt ist,
durch

1.  Zurücknahme der Berufung oder der Klage

 a)  vor dem Schluss der münd lichen Verhandlung oder

 b)  wenn eine solche nicht stattfi ndet, vor Ablauf des Tages, an dem die Entscheidung in 
der Hauptsache der Geschäftsstelle übermittelt wird,
oder

2.  Erledigungserklärungen, wenn keine Entscheidung über die Kosten ergeht oder die 
Entscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Beteiligten über die Kostentra-
gung oder der Kostenübernahmeerklärung eines Beteiligten folgt:

Die Gebühr 22 ermäßigt sich auf 1,0

Die Gebühr ermäßigt sich auch, wenn mehrere Ermäßigungstatbestände erfüllt sind.

Abschnitt 3
Revision

30 Verfahren über die Revision im Allgemeinen 2,0

32 Beendigung des gesamten Verfahrens, wenn nicht Nummer 31 erfüllt ist,
durch

1.  Zurücknahme der Revision oder der Klage

 a)  vor dem Schluss der münd lichen Verhandlung oder

 b)  wenn eine solche nicht stattfi ndet, vor Ablauf des Tages, an dem die
Entscheidung in der Hauptsache der Geschäftsstelle übermittelt wird,
oder

2.  Erledigungserklärungen, wenn keine Entscheidung über die Kosten ergeht oder die 
Entscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Beteiligten über die Kostentra-
gung oder der Kostenübernahmeerklärung eines Beteiligten folgt:

Die Gebühr 30 ermäßigt sich auf 1,5

Die Gebühr ermäßigt sich auch, wenn mehrere Ermäßigungstat bestände erfüllt sind.

Abschnitt 4
Besondere Verfahren

40 Verfahren über den Antrag auf Aussetzung der vorläufi gen Dienstenthebung und der Ein-
behaltung von Bezügen 180,00 €

41 Verfahren über den Antrag auf gerichtliche Festsetzung einer Frist zum Abschluss des 
Disziplinarverfahrens einschließlich der Einstellung des Disziplinarverfahrens nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist 60,00 €

42 Beendigung des gesamten Verfahrens durch

1. Zurücknahme des Antrags

 a)  vor dem Schluss der mündlichen Verhandlung oder

 b)  wenn eine solche nicht stattfi ndet, vor Ablauf des Tages, an dem die
Entscheidung über den Antrag der Geschäftsstelle übermittelt wird, oder

2.  Erledigungserklärungen, wenn keine Entscheidung über die Kosten ergeht oder die 
Entscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Beteiligten über die Kostentra-
gung oder der Kostenübernahmeerklärung eines Beteiligten folgt:

Die Gebühren 40 und 41 ermäßigen sich auf 0,5

Die Gebühr ermäßigt sich auch, wenn mehrere Ermäßigungstatbestände erfüllt sind.

Abschnitt 5
Rüge wegen Verletzung des Anspruchs

auf rechtliches Gehör

50 Verfahren über die Rüge wegen Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör:

Die Rüge wird in vollem Umfang verworfen oder zurückgewiesen 50,00 €
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Nr. Gebührentatbestand Gebührenbetrag 
oder Satz der je-
weiligen Gebühr 

Abschnitt 6
Beschwerde

60 Verfahren über die Beschwerde gegen die Entscheidung über den Antrag auf Aussetzung 
der vorläufi gen Dienstenthebung und der Einbehaltung
von Bezügen 1,5

61 Verfahren über die Beschwerde gegen eine Entscheidung in der Hauptsache durch 
Beschluss nach § 60 LDG NRW 1,5

62 Verfahren über die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision:

Die Beschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen 1,5

63 Beendigung des gesamten Verfahrens durch

1.  Zurücknahme der Beschwerde, der Klage oder des Antrags

 a)  vor dem Schluss der mündlichen Verhandlung oder

 b)  wenn eine solche nicht stattfi ndet, vor Ablauf des Tages, an dem die
Entscheidung über die Beschwerde der Geschäftsstelle übermittelt wird, oder

2.  Erledigungserklärungen, wenn keine Entscheidung über die Kosten ergeht oder die 
Entscheidung einer zuvor mitgeteilten Einigung der Beteiligten über die Kostentra-
gung oder der Kostenübernahmeerklärung eines Beteiligten folgt:

Die Gebühren 60 bis 62 ermäßigen sich auf 0,75

Die Gebühr ermäßigt sich auch, wenn mehrere Ermäßigungstatbestände erfüllt sind.

64 Verfahren über nicht besonders aufgeführte Beschwerden im disziplinargerichtlichen 
Verfahren, die nicht nach anderen Vorschriften gebührenfrei sind:

Die Beschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen 50,00 €“.

Artikel 2
Außerkrafttreten

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz zur 
Ausführung des § 47 Abs. 3 Bundesdisziplinargesetz (AG 
BDG) vom 5. März 2002 (GV. NRW. S. 101) außer Kraft.

Artikel 3
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Düsseldorf, den 27. Oktober 2009

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister
für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Die Ministerin
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

Christa  T h o b e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

Barbara  S o m m e r

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

Der Minister
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien

Andreas  K r a u t s c h e i d

– GV. NRW. 2009 S. 530

223

Berichtigung 
der Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über den Bildungsgang 
und die Abiturprüfung in der 

gymnasialen Oberstufe (APO-GOSt) 
Vom 29. Oktober 2009

Die Verordnung zur Änderung der Verordnung über den 
Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymnasialen 
Oberstufe (APO-GOSt) vom 12. März 2009 (GV. NRW. 
S. 178) wird wie folgt berichtigt:

In Artikel I Nummer 20 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
muss die Änderungsanweisung wie folgt richtig lauten:
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„cc) In Satz 3 wird das Wort „dreifach“ durch das Wort 
„vierfach“, in Satz 5 das Wort „drei“ durch das Wort 
„zwei“ und in Satz 6 die Verweisung „3 bis 5“ durch die 
Verweisung „3 und 4“ ersetzt.“

– GV. NRW. 2009 S. 535

311

Verordnung
über die Abhaltung von Gerichtstagen der

Arbeits- und Sozialgerichte
Vom 30. Oktober 2009

Aufgrund des § 14 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Arbeitsge-
richtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853,1036), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 f des Gesetzes vom 21. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2940), in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur 
Übertragung von Ermächtigungen im Bereich der Ar-
beitsgerichtsbarkeit vom 9. Januar 2001 (GV. NRW. 
S. 36) und aufgrund des § 7 Absatz 1 Satz 4 des Sozial-
gerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 15. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1939) in Verbindung mit § 3 der Verordnung 
über die Sozialgerichtsbarkeit vom 18. Dezember 1984 
(GV. NRW. 1985 S. 18) und Nummer I.1.1.2 der Bekannt-
machung über Änderungen der Geschäftsbereiche der 
obersten Landesbehörden vom 15. September 1998 (GV. 
NRW. S. 544), wird verordnet:

§ 1
Gerichtstage der Arbeitsgerichte

Es halten Gerichtstage ab

das Arbeitsgericht in

Aachen Düren und Heinsberg

Arnsberg Olsberg

Bocholt Ahaus und Coesfeld

Bonn Euskirchen

Hamm Lippstadt

Iserlohn Lüdenscheid

Mönchengladbach Neuss

Münster Ahlen

Siegburg Gummersbach

Siegen Olpe

Solingen Leverkusen

Wesel Kleve und Moers

Wuppertal Velbert.

§ 2
Gerichtstage der Sozialgerichte

Es halten Gerichtstage ab

das Sozialgericht in

Detmold  Bielefeld, Höxter, Minden und 
 Paderborn

Dortmund  Altena, Arnsberg, Bochum, Hagen, 
Hamm, Meschede, Siegen und Soest

Düsseldorf  Krefeld, Mönchengladbach, 
Solingen und Wuppertal

Duisburg Essen, Geldern, Kleve und Wesel

Köln  Bonn, Euskirchen, Gummersbach 
und Siegburg

Münster  Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken 
und Rheine.

§ 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. Sie 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft.

Düsseldorf, den 30. Oktober 2009

 
Die Justizministerin

des Landes Nordrhein-Westfalen

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

– GV. NRW. 2009 S. 536

641

Verordnung zur Aufhebung der
Verordnung über die Neuregelung 

von Zinsvergünstigungen
bei mit öffentlichen Mitteln und mit 

Wohnungsfürsorgemitteln
geförderten Miet- und Genossenschafts-

wohnungen und
Eigentumsmaßnahmen

Vom 3. November 2009

Aufgrund des § 18 a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, 3, 5 und 6 
des Gesetzes zur Sicherung und Zweckbestimmung von 
Sozialwohnungen (Wohnungsbindungsgesetz – Wo-
BindG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. 
September 2001 (BGBl. I S. 2404), zuletzt geändert durch 
Artikel 87 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407) und des § 87 a Absatz 5 Satz 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes (Wohnungsbau- und 
 Familienheimgesetz – II. WoBauG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I S. 2137), 
zuletzt geändert am 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1149), in 
Verbindung mit § 48 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
des Gesetzes über die soziale Wohnraumförderung 
(Wohnraumförderungsgesetz – WoFG) vom 13. Septem-
ber 2001 (BGBl. I S. 2376), zuletzt geändert durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 28. März 2009 (BGBl. I S. 634), 
wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Neuregelung von Zinsvergüns-
tigungen bei mit öffentlichen Mitteln und mit Woh-
nungsfürsorgemitteln geförderten Miet- und Genossen-
schaftswohnungen und Eigentumsmaßnahmen (ZinsVO) 
vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 416) wird aufgeho-
ben.
 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem das 
Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohnraum für 
das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) in Kraft 
tritt.

 
Düsseldorf, den 3. November 2009

 
Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

 
– GV. NRW. 2009 S. 536
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Genehmigung der
18. Änderung des Regionalplanes
für den Regierungsbezirk Köln, 

Teilabschnitt Region Köln,
im Gebiet der Stadt Köln

Vom 20. Oktober 2009

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln hat in sei-
ner Sitzung am 19. Juni 2009 die 18. Änderung des Regi-
onalplans für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt 
Region Köln, im Gebiet der Stadt Köln beschlossen (Er-
weiterung des Allgemeinen Siedlungsbereiches (ASB) 
Köln-Widdersdorf).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 20. Oktober 
2009 – 322 – 30.16.04.18 – gemäß § 20 Abs. 7 Landespla-
nungsgesetz vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430) im Ein-
vernehmen mit den fachlich zuständigen Landesministe-
rien genehmigt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen er-
folgt nach § 21 Satz 1 Landesplanungsgesetz.

Gemäß § 21 Satz 2 Landesplanungsgesetz wird die Än-
derung des Regionalplans beim Ministerium für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie (Landesplanungsbehör-
de), der Bezirksregierung Köln (Bezirksplanungsbehörde) 
und der Stadt Köln zur Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

Die 18. Änderung des Regionalplans wird gemäß § 22 
Landesplanungsgesetz mit der Bekanntmachung der Ge-
nehmigung zum Ziel der Raumordnung. Sie ist nach 
Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öf-

fentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen zu beachten. Soweit die Änderung des 
Regionalplans Grundsätze enthält, sind sie nach Maßga-
be des § 4 Raumordnungsgesetz von den öffentlichen 
Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Auf-
gaben bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
zu berücksichtigen.

Gemäß § 23 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Regionalplanes 
ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter Be-
zeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung Köln 
(Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht worden ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmi-
gung des Regionalplanes oder deren Bekanntmachung 
verletzt worden sind.

 
Düsseldorf, den 20. Oktober 2009

 
Die Ministerin

für Wirtschaft, Mittelstand und Energie
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Michael  G a e d t k e

 

– GV. NRW. 2009 S. 537
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